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78. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der die Technischen Bauvorschriften
2008 geändert werden

79. Verordnung der Landesregierung vom 3. Juli 2013, mit der eine längere Frist für die Fortschrei-
bung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Axams festgelegt wird

80. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Stanz bei Landeck festgelegt wird

81. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Serfaus festgelegt wird

82. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Prägraten am Großvenediger fest-
gelegt wird

83. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde St. Jakob in Defereggen festge-
legt wird

84. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Lavant festgelegt wird

85. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für die Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Telfes im Stubai festgelegt wird

86. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der das Raumordnungsprogramm be-
treffend landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Oberes Lechtal geändert wird

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 3, 19a Abs. 2, 19c
Abs. 7 und 19e Abs. 2 der Tiroler Bauordnung 2011,
LGBl. Nr. 57, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl.
Nr. 48/2013, wird verordnet:

Artikel I

Die Technischen Bauvorschriften 2008, LGBl. Nr.
93/2007, werden wie folgt geändert:

1. Im Abs. 2 des § 1 hat der zweite Satz zu lauten:
„Soweit der jeweilige Verwendungszweck dies erfor-

dert, ist dabei insbesondere auch auf die Bedürfnisse von
Kindern, älteren Menschen und Menschen mit Behin-
derung Bedacht zu nehmen.“

2. Im Abs. 2 des § 2 hat die lit. d zu lauten:
„d) Beschädigungen, die im Hinblick auf das verur-

sachende Ereignis unverhältnismäßig groß sind.“
3. Im Abs. 4 des § 5 hat der erste Satz zu lauten:
„Räume, von denen aufgrund ihres Verwendungs-

zweckes eine erhöhte Brandgefahr ausgeht, wie Heiz-
räume, Brennstofflagerräume, Abfallsammelräume und
dergleichen, müssen als eigene Brandabschnitte ausge-
führt sein.“ 

4. Der Abs. 6 des § 5 hat zu lauten:
„(6) Hohlräume in Wänden, Decken, Böden, Fassa-

den oder sonstigen Bauteilen dürfen nicht zur Ausbrei-
tung von Feuer und Rauch auf andere Nutzungseinhei-
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ten oder andere Brandabschnitte beitragen. Dies gilt
auch für haustechnische Anlagen, insbesondere für Lüf-
tungsanlagen, sofern diese Nutzungseinheiten verbin-
den, zwischen denen brandschutztechnische Anforde-
rungen bestehen.“

5. Der Abs. 8 des § 5 hat zu lauten:
„(8) Um die Ausbreitung eines Brandes bereits im Ent-

stehungsstadium bekämpfen zu können, müssen ausrei-
chende und geeignete Einrichtungen für die erste Lösch-
hilfe vorhanden sein. Dabei sind die Lage, die Größe und
der Verwendungszweck der baulichen Anlage und ihrer
Teile zu berücksichtigen. Überdies müssen 

a) geeignete technische Brandschutzeinrichtungen,
wie automatische Brandmeldeanlagen, ortsfeste Lösch-
anlagen, Rauch- und Wärmeabzugsanlagen und derglei-
chen, sowie 

b) geeignete Einrichtungen der erweiterten Lösch-
hilfe 

vorhanden sein, wenn dies aufgrund der Lage, der
Größe oder des Verwendungszweckes der baulichen
Anlage erforderlich ist.“

6. § 6 hat zu lauten:
„§ 6

Ausbreitung von Feuer 
auf andere bauliche Anlagen

(1) Bauliche Anlagen müssen so geplant und ausge-
führt sein, dass im Brandfall der Ausbreitung von Feuer
auf andere bauliche Anlagen vorgebeugt wird.

(2) Die Außenwände von baulichen Anlagen mit
einer Brutto-Grundfläche von mehr als 15 m² müssen
so ausgeführt sein, dass im Brandfall ein Übergreifen des
Brandes auf andere bauliche Anlagen wirksam einge-
schränkt oder, sofern dies aufgrund der Größe und des
Verwendungszweckes der jeweiligen baulichen Anlage
genügt, ausreichend verzögert wird. Dies gilt nicht,
wenn die bauliche Anlage einen entsprechenden Ab-
stand zur Grundstücksgrenze und zu baulichen Anla-
gen auf demselben Grundstück aufweist oder wenn auf-
grund der baulichen Umgebung eine Brandübertragung
auf bestehende bauliche Anlagen auf angrenzenden
Grundstücken nicht zu erwarten ist. Dabei sind auch
Bauvorhaben, für die eine rechtskräftige Baubewilligung
oder eine Bauanzeige, aufgrund deren ein Bauvorhaben
ausgeführt werden darf, vorliegt, zu berücksichtigen.

(3) Dacheindeckungen müssen so ausgeführt sein,
dass eine Brandentstehung durch Flugfeuer wirksam
eingeschränkt wird. 

(4) Dachöffnungen sowie Öffnungen in Dachgauben
und ähnlichen Dachaufbauten müssen so ausgeführt und

angeordnet sein, dass das Übergreifen eines Brandes auf
andere bauliche Anlagen wirksam eingeschränkt wird.“

7. Die Überschrift des § 7 hat zu lauten:
„Flucht- und Rettungswege“

8. Der Abs. 1 des § 7 hat zu lauten:
„(1) Bauliche Anlagen müssen so geplant und ausge-

führt sein, dass die Menschen, die sich in der baulichen
Anlage aufhalten,

a) diese im Brandfall rasch und sicher verlassen oder
b) durch bauliche oder organisatorische Maßnahmen,

wie die Schaffung von Rettungswegen und dergleichen,
gerettet werden

können.“
9. Im Abs. 3 des § 7 hat der zweite Satz zu lauten:
„Wenn dies insbesondere aufgrund der Größe oder

des Verwendungszweckes der baulichen Anlage erfor-
derlich ist, müssen zusätzliche Maßnahmen, wie tech-
nische Brandschutzeinrichtungen, Fluchtweg-Orien-
tierungsbeleuchtungen, Sicherheitsbeleuchtungen und
dergleichen, vorgesehen werden.“

10. § 8 hat zu lauten:
„§ 8

Erfordernisse für die Brandbekämpfung

(1) Bauliche Anlagen müssen so geplant und ausge-
führt sein, dass die Sicherheit der Lösch- und Ret-
tungskräfte weitestmöglich gewährleistet ist und dass
weiters eine wirksame Brandbekämpfung möglich ist.

(2) Die unter Berücksichtigung der Lage, der Größe
und des Verwendungszweckes der baulichen Anlage für
die Löscharbeiten erforderlichen Zugänge, Aufstell-
und Bewegungsflächen und sonstigen technischen Ein-
richtungen, wie Löschwasserleitungen, Feuerwehrauf-
züge und dergleichen, müssen vorhanden sein.“

11. Im § 18 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 ein-
gefügt:

„(3) Die Anforderungen nach Punkt 8.3.1 der OIB-
Richtlinie 3, Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz,
Ausgabe Oktober 2011, gelten für Garagen mit mehr als
250 m² Nutzfläche für die oberirdischen Geschoße und
das erste unterirdische Geschoß als erfüllt, wenn die Ge-
schoße mit natürlichen Rauch- und Wärmeabzugsein-
richtungen gemäß der Tabelle 2 der OIB-Richtlinie 2.2,
Brandschutz bei Garagen, überdachten Stellplätzen und
Parkdecks, Ausgabe Oktober 2011, ausgestattet sind. In
diesem Fall sind Einrichtungen nach Punkt 8.3.4 der
OIB-Richtlinie 3, Hygiene, Gesundheit und Umwelt-
schutz, Ausgabe Oktober 2011, nicht erforderlich. Die
betreffenden Rauch- und Wärmeabzugseinrichtungen
müssen so situiert sein, dass eine Querdurchlüftung ge-
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währleistet ist. Alle Abluftöffnungen von mechanischen
Lüftungen aus Garagen mit mehr als 250 m² Nutzfläche
müssen mindestens 5 m von öffenbaren Fenstern von
Aufenthaltsräumen entfernt sein.“

12. Der bisherige Abs. 3 des § 18 erhält die Absatz-
bezeichnung „(4)“.

13. Im § 19 werden folgende Bestimmungen als Abs. 2
und 3 eingefügt:

„(2) Bei Neubauten von Gebäuden mit Aufenthalts-
räumen sind der notwendige Lichteinfall und die freie
Sicht nach außen zu gewährleisten. Dabei sind hin-
sichtlich des betroffenen Grundstückes 

a) der Baubestand und 
b) Bauvorhaben für die eine rechtskräftige Baubewil-

ligung oder eine Bauanzeige, aufgrund deren ein Bau-
vorhaben ausgeführt werden darf, vorliegt, 

zu berücksichtigen. Hinsichtlich der angrenzenden
bzw. gegenüberliegenden Grundstücke ist das Ausmaß
der nach den baurechtlichen Vorschriften dort zulässi-
gen Bebauung zu berücksichtigen.

(3) Beim Abbruch und Wiederaufbau von Gebäuden
gelten der notwendige Lichteinfall und die freie Sicht
nach außen für Aufenthaltsräume als gesichert, sofern
diese mindestens im selben Ausmaß wie beim abgebro-
chenen bzw. zerstörten Gebäude gegeben sind.“

14. Der bisherige Abs. 2 des § 19 erhält die Absatz-
bezeichnung „(4)“.

15. Die Überschrift des § 20 hat zu lauten:
„Lüftung, Beheizung“

16. Im § 23 der hat zweite Satz zu lauten:
„Dabei ist entsprechend dem Verwendungszweck

insbesondere auch auf Kinder, ältere Menschen und
Menschen mit Behinderung Bedacht zu nehmen.“

17. § 24 hat zu lauten:
„§ 24

Erschließung

(1) Alle Teile von baulichen Anlagen sind so zu er-
schließen, dass sie entsprechend ihrem jeweiligen Ver-
wendungszweck sicher zugänglich und benützbar sind.
Die Durchgangshöhen von Türen, Toren, Treppen und
dergleichen sind so zu bemessen, dass eine gefahrlose
Benützung möglich ist.

(2) Die vertikale Erschließung hat durch Treppen
oder Rampen zu erfolgen. Wenn dies aufgrund des Ver-
wendungszweckes der baulichen Anlage und unter Be-
dachtnahme auf ihre Höhe erforderlich ist, sind zusätz-
lich Hebeanlagen nach § 2 Abs. 1 lit. a oder b des Tiro-
ler Aufzugs- und Hebeanlagengesetzes 2012, LGBl.
Nr. 153, zu errichten. 

(3) Gebäude mit Aufenthaltsräumen mit drei oder
mehr oberirdischen Geschoßen sowie Gebäude mit Ga-
ragen mit zwei oder mehr unterirdischen Geschoßen
oder mit Garagen bzw. Parkdecks mit drei oder mehr
oberirdischen Geschoßen müssen jedenfalls über eine
Hebeanlage nach § 2 Abs. 1 lit. a oder b des Tiroler Auf-
zugs- und Hebeanlagengesetzes 2012 verfügen, die alle
Geschoße miteinander verbindet. 

(4) Die Verpflichtung zur Errichtung von Hebeanla-
gen nach § 2 Abs. 1 lit. a oder b des Tiroler Aufzugs-
und Hebeanlagengesetzes 2012 besteht nicht für 

a) Reihenhäuser und 
b) Wohngebäude mit nicht mehr als vier Geschoßen

und nicht mehr als fünf Wohnungen; diese Ausnahme
gilt nicht für Wohnanlagen.“

18. Im Abs. 2 des § 27 wird im zweiten Satz das Wort
„Überkopfverglasungen“ durch das Wort „Horizontal-
verglasungen“ ersetzt. 

19. Im Abs. 3 des § 30 hat die lit. b zu lauten:
„b) im Bereich von Verbindungswegen Stufen,

Schwellen und ähnliche Hindernisse möglichst vermie-
den werden; unvermeidbare Niveauunterschiede sind
durch Rampen oder Hebeanlagen nach § 2 Abs. 1 lit. a
oder b, 3 oder 6 des Tiroler Aufzugs- und Hebeanla-
gengesetzes 2012, zu überwinden oder auszugleichen,“

20. Der Abs. 4 des § 30 hat zu lauten:
„(4) Für Wohnanlagen und Gebäude mit mehr als fünf

Wohnungen gilt Abs. 3 lit. a, b und c sinngemäß; dies
gilt nicht für Reihenhäuser. Wohnungen in solchen Ge-
bäuden müssen nach den Grundsätzen des anpassbaren
Wohnbaus geplant und ausgeführt sein.“

21. Im § 30 wird folgende Bestimmung als Abs. 5 an-
gefügt:

„(5) Für Gebäude zur Beherbergung von Gästen mit
mehr als 50 Gästebetten gilt Abs. 3 lit. a, b, c und d sinn-
gemäß. Weiters muss zumindest ein Gästezimmer und
ab jeweils weiteren 100 Gästebetten je ein weiteres
Gästezimmer barrierefrei geplant und ausgeführt sein.“

22. § 31 hat zu lauten:
„§ 31

Allgemeine Anforderungen

(1) Gebäude müssen so geplant und ausgeführt sein,
dass gesunde, normal empfindende Menschen, die sich
in demselben oder einem unmittelbar anschließenden
Gebäude aufhalten, durch den von außen einwirkenden
Schall oder bei bestimmungsgemäßer Verwendung ent-
stehenden Schall aus anderen Nutzungseinheiten oder
aus unmittelbar anschließenden baulichen Anlagen
weder in ihrer Gesundheit gefährdet noch unzumutbar
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belästigt werden. Dabei sind der Verwendungszweck
sowie die Lage der baulichen Anlagen und ihrer Räume
zu berücksichtigen.

(2) Wenn der besondere Verwendungszweck dies er-
fordert, ist eine diesem Verwendungszweck entspre-
chende Raumakustik hinsichtlich Hörsamkeit oder
Lärmminderung sicherzustellen.

(3) Bei baulichen Anlagen oder Teilen davon, in de-
nen Schwingungen von technischen Einrichtungen oder
anderen Schwingungserregern ausgehen, sind Maßnah-
men zu treffen, die eine Übertragung derselben derart
verhindern, dass in andere Nutzungseinheiten dessel-
ben Gebäudes oder in unmittelbar anschließenden Ge-
bäuden gesunde, normal empfindende Menschen durch
Erschütterungen weder in ihrer Gesundheit gefährdet
noch unzumutbar belästigt werden.“

23. Im § 32 wird das Wort „Alle“ aufgehoben.
24. Im § 33 wird die Wortfolge „oder Erschütterun-

gen auftreten können“ aufgehoben.
25. Der § 34 wird durch folgende §§ 34a und 34b er-

setzt: 
„§ 34a

Anforderungen

(1) Bewilligungspflichtige Neubauten von Gebäuden
sowie größere Renovierungen von Gebäuden müssen
außer in den Fällen des § 19b der Tiroler Bauordnung
2011 den Anforderungen der OIB-Richtlinie 6, Ener-
gieeinsparung und Wärmeschutz, Ausgabe Oktober
2011, entsprechen.

(2) Bewilligungspflichtige Zubauten, Umbauten,
sonstige Änderungen und Änderungen des Verwen-
dungszweckes von Gebäuden, sofern dabei mindestens
ein für die selbstständige Nutzung bestimmter Gebäu-
deteil, ein solches Geschoß oder eine Wohnung ge-
schaffen wird, haben den Anforderungen nach Punkt 10
und zur Erfüllung der Anforderungen an den Heiz-
wärme-, Kühl- und Endenergiebedarf den Anforderun-
gen für größere Renovierungen der OIB-Richtlinie 6,
Energieeinsparung und Wärmeschutz, Ausgabe Okto-
ber 2011, zu entsprechen.

(3) Die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden ist
entsprechend der OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung
und Wärmeschutz, Ausgabe Oktober 2011, einschließ-
lich des Leitfadens Energietechnisches Verhalten von
Gebäuden, Ausgabe Oktober 2011 – Revision Dezem-
ber 2011, (Anlage 6 zu § 35 Abs. 1 lit. f) zu berechnen.

(4) Den Anforderungen nach Punkt 10 der OIB-
Richtlinie 6, Energieeinsparung und Wärmeschutz,
Ausgabe Oktober 2011, haben zu entsprechen:

a) bewilligungspflichtige Zubauten, Umbauten und
sonstige Änderungen von Gebäuden, sofern diese Ge-
bäudekomponenten umfassen, die Teil der Gebäude-
hülle sind;

b) Neubauten von Gebäuden mit einer konditionier-
ten Netto-Grundfläche von weniger als 50 m².

§ 34b
Energieausweis

(1) Der Energieausweis hat den Vorgaben der OIB-
Richtlinie 6, Energieeinsparung und Wärmeschutz,
Ausgabe Oktober 2011, zu entsprechen.

(2) In Gebäuden, für die eine Verpflichtung zum
Aushang des Energieausweises besteht, sind die erste
und zweite Seite des Energieausweises auszuhängen.“ 

26. Der § 35 hat zu lauten:

„§ 35
Richtlinien

(1) Folgende vom Österreichischen Institut für Bau-
technik herausgegebene bautechnische Richtlinien wer-
den für verbindlich erklärt:

a) OIB-Richtlinie 1, Mechanische Festigkeit und
Standsicherheit, Ausgabe Oktober 2011, (Anlage 1),

b) hinsichtlich Brandschutz 
1. OIB-Richtlinie 2, Brandschutz, Ausgabe Oktober

2011 – Revision Dezember 2011,
2. OIB-Richtlinie 2.1, Brandschutz bei Betriebsbau-

ten, Ausgabe Oktober 2011,
3. OIB-Richtlinie 2.2, Brandschutz bei Garagen,

überdachten Stellplätzen und Parkdecks, Ausgabe Ok-
tober 2011,

4. OIB-Richtlinie 2.3, Brandschutz bei Gebäuden mit
einem Fluchtniveau von mehr als 22 m, Ausgabe Ok-
tober 2011,

einschließlich des Leitfadens Abweichungen im
Brandschutz und Brandschutzkonzepte, Ausgabe Ok-
tober 2011, (alle Anlage 2),

c) OIB-Richtlinie 3, Hygiene, Gesundheit und Um-
weltschutz, Ausgabe Oktober 2011, mit Ausnahme der
Punkte 8.3.5 und 8.3.6, (Anlage 3),

d) OIB-Richtlinie 4, Nutzungssicherheit und Barrie-
refreiheit, Ausgabe Oktober 2011, mit Ausnahme des
Punktes 2.1.4, (Anlage 4),

e) OIB-Richtlinie 5, Schallschutz, Ausgabe Oktober
2011, (Anlage 5),

f) OIB-Richtlinie 6, Energieeinsparung und Wärme-
schutz, Ausgabe Oktober 2011, mit Ausnahme der Punk-
te 1.2 und 12.4, einschließlich des Leitfadens Energie-
technisches Verhalten von Gebäuden, Ausgabe Oktober
2011 Revision – Dezember 2011, (beide Anlage 6).
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(2) Weiters wird die vom Österreichischen Institut
für Bautechnik herausgegebene Richtlinie, Begriffsbe-
stimmungen, Ausgabe Oktober 2011, die die in den bau-
technischen Richtlinien laut den Anlagen 1 bis 6 ver-
wendeten bautechnischen Begriffe definiert, für ver-
bindlich erklärt (Anlage 7).

(3) Ferner werden die in der vom Österreichischen
Institut für Bautechnik herausgegebenen Richtlinie,
Zitierte Normen und sonstige technische Regelwerke,
Ausgabe März 2012, (Anlage 8) enthaltenen techni-
schen Regelwerke in der in dieser Richtlinie jeweils an-
geführten Fassung für verbindlich erklärt. Diese tech-
nischen Regelwerke sind zur Gänze oder, soweit in den
bautechnischen Richtlinien laut den Anlagen 1 bis 7 nur
auf bestimmte Inhalte dieser technischen Regelwerke
verwiesen wird, hinsichtlich der betreffenden Inhalte
verbindlich.

(4) Den in dieser Verordnung festgelegten bautech-
nischen Anforderungen wird entsprochen, wenn die in
Abs. 1 für verbindlich erklärten Richtlinien des Öster-
reichischen Instituts für Bautechnik eingehalten wer-
den.“

27. Im § 36 wird das Zitat „§ 21 Abs. 2 lit. e der Tiroler
Bauordnung 2001“ durch das Zitat „§ 22 Abs. 2 lit. e der
Tiroler Bauordnung 2011“ ersetzt. 

28. § 37 hat zu lauten:
„§ 37

Umsetzung von Unionsrecht, Notifikation

(1) Mit dieser Verordnung wird die Richtlinie 2010/
31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über

die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, ABl. 2010
Nr. L 153, S. 13, umgesetzt.

(2) Die Technischen Bauvorschriften 2008 in der Fas-
sung LGBl. Nr. 93/2007 wurden unter Einhaltung der
Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen
Vorschriften, ABl. 1998 Nr. L 204, S. 37, zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2006/96/EG, notifiziert (No-
tifikationsnummer 2007/395/A).

(3) Die Novelle LGBl. Nr. 78/2013 zu den Techni-
schen Bauvorschriften 2008 wurde unter Einhaltung der
Bestimmungen der Richtlinie 98/34/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen
Vorschriften, ABl. 1998 Nr. L 204, S. 37, zuletzt geän-
dert durch die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012, notifi-
ziert (Notifikationsnummer 2013/189/A).“

29. Der Abs. 3 des § 38 hat zu lauten:
„(3) Der Gegenstand, die Fundstellen und die Be-

zugsquellen der bautechnischen Richtlinien laut den
Anlagen 1 bis 8 sowie der technischen Regelwerke, auf
die in diesen bautechnischen Richtlinien Bezug genom-
men wird, werden auf der Internetseite des Landes in
einem gegen unbefugte Änderungen geschützten Da-
teiformat kundgemacht.“

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. September 2013 in
Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Axams wird
mit zwölf Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Axams bis spätestens 7. August 2015 zu be-

schließen und der Landesregierung zur aufsichtsbe-
hördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

79. Verordnung der Landesregierung vom 3. Juli 2013, mit der eine längere Frist für die
Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Axams fest-
gelegt wird

Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Serfaus wird
mit zwölf Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Serfaus bis spätestens 19. Juli 2015 zu beschlie-

ßen und der Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen
Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

81. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Serfaus
festgelegt wird

Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Stanz bei
Landeck wird mit 15 Jahren ab dessen Inkrafttreten fest-
gelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-

meinde Stanz bei Landeck bis spätestens 23. April 2018
zu beschließen und der Landesregierung zur aufsichts-
behördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

80. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Stanz bei
Landeck festgelegt wird
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Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Prägraten am
Großvenediger wird mit 13 Jahren ab dessen Inkraft-
treten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-

meinde Prägraten am Großvenediger bis spätestens
6. November 2015 zu beschließen und der Landesregie-
rung zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzu-
legen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

82. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Prägraten
am Großvenediger festgelegt wird

Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde St. Jakob in
Defereggen wird mit 13 Jahren ab dessen Inkrafttreten
festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-

meinde St. Jakob in Defereggen bis spätestens 18. Sep-
tember 2015 zu beschließen und der Landesregierung
zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

83. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der St. Jakob in Defer-
eggen festgelegt wird

Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Lavant wird
mit 13 Jahren ab dessen Inkrafttreten festgelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-
meinde Lavant bis spätestens 4. Juni 2016 zu beschlie-

ßen und der Landesregierung zur aufsichtsbehördlichen
Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

84. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Lavant fest-
gelegt wird
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Aufgrund des § 31b Abs. 1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird verordnet:

§ 1

(1) Die Frist für die Fortschreibung des örtlichen
Raumordnungskonzeptes der Gemeinde Telfes im Stu-
bai wird mit 13 Jahren ab dessen Inkrafttreten fest-
gelegt.

(2) Die Fortschreibung des örtlichen Raumord-
nungskonzeptes ist daher vom Gemeinderat der Ge-

meinde Telfes im Stubai bis spätestens 28. März 2016
zu beschließen und der Landesregierung zur aufsichts-
behördlichen Genehmigung vorzulegen.

§ 2

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

85. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der eine längere Frist für
die Fortschreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes der Telfes im Stubai fest-
gelegt wird

Aufgrund der §§ 7 Abs. 2 lit. a Z 1, 9 und 10 Abs. 2
lit. b, 4 und 6 in Verbindung mit § 109 Abs. 1 des Tiro-
ler Raumordnungsgesetzes 2011, LGBl. Nr. 56, in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 150/2012, wird ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung, mit der ein Raumordnungspro-
gramm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen
für die Kleinregion Oberes Lechtal erlassen wird, LGBl.
Nr. 40/1994, zuletzt geändert durch die Verordnung
LGBl. Nr. 64/2013, wird wie folgt geändert:

Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise geändert,
dass die in der Anlage zu dieser Verordnung dargestellte

Grundfläche im Ausmaß von 400 m2, bestehend aus
Teilflächen der Grundstücke Nr. 3532/1 sowie Nr.
3532/2, beide KG Bach, von der Festlegung als land-
wirtschaftliche Vorrangfläche ausgenommen wird.

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Die Anlage zu dieser Verordnung wird durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme beim Sachgebiet
Raumordnung des Amtes der Tiroler Landesregierung
während der für den Parteienverkehr bestimmten Amts-
stunden verlautbart.

86. Verordnung der Landesregierung vom 15. August 2013, mit der das Raumordnungs-
programm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Oberes
Lechtal geändert wird

Herausgeber: Amt der Tiroler Landesregierung
6010 Innsbruck

Das Landesgesetzblatt erscheint nach Bedarf,
die Bezugsgebühr beträgt E 60,– jährlich.

Verwaltung und Vertrieb: 
Landeskanzleidirektion, Neues Landhaus, Zi. A 039.

Druck: Eigendruck

Erscheinungsort Innsbruck
Verlagspostamt 6020 Innsbruck

DVR 0059463

Österreichische Post AG
Info.Mail Entgelt bezahlt

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener Anlage


